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Noch ein Wort zur Herstellung der Holzschiene. Ein Schreiner

vermag mittels Bandsagc an einem Tage bei sstündiger Arbeitszeit etwa
300 Armwinkel oder 500 Eolzschienen verschiedener GröBe anzufertigen.
Im Stellungskriege kann jedes sägewerlc mit leichter Miihe das vorn
benötigte Material herstellen oder wenigstens von den Tischlern der ein-
zelnen Fermationen bei sich zuschneiden lassen.

Im Bewegungskriege ist die Truppe, die Sanitätskompagnie und
das vorgesohcbene Feldlazarett im: Notfall in der Lage, Holzschiene
und Rückenbrett nach vorhandenem Muster zu ergänzen, aber auch hier
wird von irgendeinem nicht allzuweit befindlichen, sei es auch in der
Etappe gelegenen Sägcwerk der Nachschub dieser einfachen Holzscbiene
in kürzester Zeit erfolgen können.

Erläuterung

Die Verwendung der schiene bei den einzelnen Verletzungen ist
folgende: 1. Putz — FuBbrettJ 2. Stärkere Zertrümrnerung des Hilf-es,
namentlich des sprtmggelonks — Fulzbrett und eine an der Beugeseite
angelegte kurze Beinschiene. 3. Unterschenkel — an der lnnen- und
AuBenseite kurze Beinschiene, eventuell noch Pullbrett 4. Kniegelenk —
an der lnnenseite kurze, an der AuBenseite lange Beinschiene. 5. Ober-
schenkel — desgleichen. S. Hüftgele — desgleichen, oder bei stärkerer
Zertrümmerung an der AuBenseite kurze Beinschiene und Bückenbrett.
7. Hand — Handbrett 8. Unterarm —- an der Innen- und AulZenseite
Armwinkeh der kurze schenkel am Oberarm1 der lange am Unterarm.
Hand-steht in Pronationsstellung. Die Mittelstellung der Hand würde
die Anlegung des Armwinkels in der Weise bedingen. daB an der Anseh-
seite der kurze schenkeh an der Innenseite aber der lange schenkel am
Unterarm zu liegen kame, sodann die Verwendung des,,Handbretts an
der Beugeseite. Uebrigens dürfte die vorübergehende stellung der Hand
in Pronaticnsstellung ohne wesentliche Bedeutung sein. 9. Ellbogen-
gelenk — an der Innen- und AuBenseite ArmwinkeL 10. Oberarm —
desgleichen, eventuell schienung an den Brustkorb. 11. Oberarm am
schultergclenk — desgleichen verstärkt durch Handbrett. 12. Bei gröBeren
Weiohteilwunden der Extremitäten wird meist eine Auflageschiene ge-
DUSSIZL

Es empfiehlt sich, vor erwartetem Verwundetenandrang einige
Dutzend schienen durch Watteauflage und Umwicklung derselben mit
Bindenresten gebrauchsfertig zu machen. Die Versorgung der Verwundeten
und das Anlegen des fixierenden Transpcrtverbandes geschieht dann
in einer auBerordentiich kurzen Zeit.

standesangelegenheiten.

Recht-singen aus der ärztlichen Praxis.

Von Reichsgerichtsrat Dr. Eh erm ayer in Leipzig.

(schluB aus Nr. 30.)

Mit dem Notstanilc bel Abtretbung beschäftigt sich ein Urteil des
RG. 4. strafs vom 21. Dezember 1915 (Leipz. Zschr. 1916 s. 403). Da
gerade über diese Erage in ärztlichen Kreisen vielfach irrige Anschauungen
bestehen, sei auf das Urteil näher eingegangen. Es führt im Anschlulz
an die bisherige Rechtsprechung aus, daB schon durch das blolze Be-
stehen der schwangerschafts das Leben der schwangeren gefährdet sein
kann, weil von der — wenn auch erst nach Monaten bevorstehenden —
Geburt der Eintritt des Todes, also die Verwirklichung der bis dahin fort-
dauernd drohenden Gefahr zu erwarten ist. Deshalb könne auch schon
in einem früheren Zeitpunkte der schwangerschaft ein Notstand vor-
liegen, der die Abtreibung straklos mache, wenn er nicht auf andere Weise
als durch den an sich verbotenen Eingriff beseitigt werden könne. sc-
weit das Urteil. Es wäre aber nun durchaus verfehlt, hieraus den schluB
ziehen zu wollen, dafi der Arzt in einem der vorerwähnten Fälle unter
Berufung auf Notstand die künstliche Erühgeburt einleiten dürfe. Nach
geltendem Rechte ist er hierzu nur befugt, wenn die schwangere zu seinen
»Angehörigen«· (§ 54 stGB.) gehört, dritten, Nichtangehörigen gegen-
über darf er nicht eingreifen, mögen sie sioh noch so sehr im Notstande
betinden und es sich um Rettung ihres Lebens handeln. Auch mit der
,,I«)inwiiligung«, die in anderen Fällen einen nach der Rechtsprechung
an sich rechtswidrigen Eingriff zu einem berechtigten macht, ist dem
Arzte hier nicht gedient, denn er greift nicht nur in die Rechtssphare
und körperliche lntegrität der schwangeren ein, sondern gleichzeitig
in die der lebenden Frucht, über die die schwangere ihrerseits zu ver-
fügen nicht berechtigt ist. Man hat vielfach versucht, aus diesem unhalt-
baren Zustande herauszukommen; die einen,"indems sie sagten, die pflicht-
gemiiöe Ausübung seines Berufes gebiete dem Arzte die Rettung der
Mutter, nötigenfalls unter Aufopferung des Lebens des Kindes, die anderen,
indem sie für den Arzt in solchen Fällen ein Gewohnheitsrecht in Anspruch
nehmen, beides bedenkliche Auswege, umso mehr, als die Rechtsprechung
Beruf-recht und Gewohnheitsreoht zur Rechtfertigung ärztlicher Ein-
griife in allen übrigen Fällen entschieden ablehnt. Zu helfen ist nur. in-

den Arzt straflos lälit, der eine Leibesfrucht abtreibt oder im Mutter-
leibe tötet, um eine andere nicht abwendbare Lebensgefahr oder Gefahr
dauernden schweren Schadens an der Gesundheit von der schwangeren

abzuwenden, oder indem man die Notstandsbestimmung —- das Recht
zur Not-hilfs- — über den Kreis der Angehörigen hinaus auf jeden Dritten
ausdehnt, wie es im deutschen Entwurf geschehen ist« Letztere Be-
stimmung schützt den Arzt allerdings nur beim Vorhandensein eines Not-

standes; da ein solcher aber, wie sich aus dem vorhin mitgeteilten Urteil
ergibt. sehr wohl auch schon in einem früheren Zeitpunkte der schwanger-
schaft vorhanden sein kann, so wird durch solche Erweiterung des Not-
hilferechts die stellung des Arztes gegenüber seiner jetzigen immerhin
wesentlich verbessert. (N·aheres siehe Leipz. Zschr. 1915 1079 S. ff.)

Ein Urteil des 0LG. Braunschweig vom 12. Januar 1915 erörtert
und bejaht die Frage, ob auch Aerzte unter das Abgabevcrbot des § M?

Nr. 3 des stGlL fallen. Der Arzt« der ohne Auftrag eines ihn auf schrift-
lichem Wege um Rat tragenden Patienten sich für ihn nicht frei gegebene

Arzneien aus der Apotheke liefern läBt und sie ihm (wenn auch zum
Selbstkostenpreise) abgibt, verstöBt gegen § 367 Nr. Z. Das Urteil prüft
weiter die Frage der Rechtsgültigkeit und Wirksamkeit landesrechtlicher
Bestimmungen, die die Abgabe von Arzneixnitteln durch Aerzte verbieten,

und erklärt, da das Reichsrecht die Materie keineswegs abschliede ge-
regelt hat, Bestimmungen des Landesrechts für gültig, die, über 5367
Nr. Z hinausgehend, den Aerzten die Bereitung, den Verkauf und die un-
entgeltliche Abgabe von Arzneien überhaupt, auch von freigegebenen,

verbieten. soweit aber hier das Landesrecht lediglich die reichsrechtliche
Bestimmung wiederholt, ist eine Verurteilung nur wegen VerstoBes gegen
diese zulässig. Endlich enthält das Urteil noch den bemerkenswerten
satz, daB eine vorhergegangene disziplinare Bestrafung eine Aburteilung
durch den Strafrichter nicht ausschlielzt, weil Disziplinar- und strafrecht
zwei voneinander unabhängige, selbständige Gebiete sind.

Zwei Entscheidungen polizeilicher Art mögen hier noch Er-
wähnung finden. Die eine, erlassen vom Preus. 0VG., erklärt eine Polizei-
verfiigung für rechtswirksam, die einem Wirte aufgegeben hatte, nach

10 Uhr abends nicht mehr kegeln zu lassen. Nach §§ 10, 11, 17 des Allg.
Landr. gehöre es zu den Aufgaben der Polizeibehörde-, die nötigen An-
stalten zu treffen, um Gefahren von der Allgemeinheit oder einzelnen
Personen abzuwenden. Ein Verbot, nach 10 Uhr abends nicht mehr
kegeln zu lassen, weil durch das Kegelschieben die Nachtruhe einzelner
Hausbewohner oder Nachbarn gestört werde, sei gerechtfertigt, da nach
ärztlichem Gutaohten die störung der Nacht-ruhe geeignet sei, die Ge-
sundheit von Menschen zu gefährden. Zwar gebe nur eine wirklich bevor-
stehende Gefahr, d. h. die durch Tatsachen begründete Wahrschein-

lichkeit-, dalZ erheblicher Nachteil entstehen werde, Anlail zu einer 'he-
gründeten Polizeiverfügung, nicht schon jede entfernte Möglichkeit

entstehender Nachteile, anderseits brauche aber die Gefahr nicht un-
mittelbar bevcrzustehen. Vorliegend sei mit einer Gesundheitsgefahrdung
zu rechnen; die Allgemeinheit habe das Recht, in ihrer Nachtruhe gegen
gesundheitsstörenden Lärm geschützt zu werden.

Ueber die Berechtigung der Polizei, Vorschriften über Gesundheit
und Redlichkeit nach Art. 94. 73 I des Bay. PolstG. zu erlassen, spricht
sieh ein Urteil des Bay. 0LG. vom 27. Dezember 1915 (mitgeteilt in
Rechtspr. u. Medizinalg 1916 Nr. 5) dahin aus: Der Art. 94 bilde die ge-
setzliche Grundlage für Polizeivorschriften, die einer Verunreinigung des
Bodens, namentlich der Verseuchung durch Eäkalien und Abwässer,

entgegenwirken. Durch solche Vorschriften können den Anwesensbesitzern
Leistungen, wie die Herstellung von Abzugskanälen und von Entwiisserungs-
anlagen überhaupt auferlegt werden. Nicht selten werden solche Vor-

schritten gegen die Unreinlichkeit auch gesundheitspolizeiliche Zwecke
verfolgen.

Nach Art. 37 Abs. 1 können Polizeivorschriften über Anlage, Ein-
richtung oder Abänderung sowie über Entleerung von Abtritten usw.
in wohngebäuden oder in unmittelbarer Nähe von Wohnungen, Brunnen

oder Brunnenquellen erlassen werden,,desgleichen kann die Verbindung

bestehender Abtritte mit öffentlichen Abzugskanälen verboten werden,
ebenso wie umgekehrt rechtsgültig angeordnet werden kann, dalz Ab-

tritte mit bestehenden öffentlichen Abmgskanälen verbunden werden
müssen. Hiernach stellt das Urteil das Verhältnis zwischen Art. 73 Abs. 1

und 94 PclStGB. dahin fest, daB Art. 73 Polizeivorsehriften lediglich
zur Gesundheitspflege und nur auf einem bestimmten Gebiete — Ab-
tritte, Dung- und Versitzgruben — Art. 94 aber solche Vorschriften
zur Handhang der Reinlichkeitspolizei allgemein und damit auch
zur Gesundheitspflege, soweit sie mit der Reinlichkeit zusammenhängt,

zuläüt soweit eine gesundheitspclizeiliche Vorschrift das in Art. 73
bezeichnete Gebiet betrifft, ist-nur Art. 73 ihre esetzliche Grundlage-
auch wenn die Vorschrift gegen Unreinlichkeit sioiE richtet, weil Art. 73
auf dem von ihm umschriebenen Gebiete gegenüber Art. 94 eine Sonder-

bestimmung darstellt. , . »
Zum schlusse seien einige Entscheidungen des RVA. aus den amt-

lichen Nachrichten 1915 Nr. 8—11 mitgeteilt-J die für den Arzt von Inter-
esse sind.


